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Keueſte Tagesnachrichten

Dr. Trimborn (Ztr.) iſt von Ebert mit der Kabi
netts bildung beauftragt worden,

Die Schweriner Landtagswahlen ergaben
einen neuen ſtarken Ruck nach rechts.

Argentinien hat das Getreidegausfuhrver-
bot aufgehoben.

5Z

Die aufſtändiſchen Albanier ſtehen vor Valona.

Das norwegiſche Miniſterium beabſichtigt, ſeinen
gücktritt einzureichen.

Jonescu und Bratianu find zu Miniſtern ernannt wor
den. Hierdurch erfährt die Regierung in Bukareſt Averescu
eine bedeutende Verſtärkung.

7„7— J J 7„;„;„;Z;„; „SZ„JS T T Tnach Dr. heinze das Zentrum
Trimborns Verſuche zur Kabinettsbildung Eine bürgerliche
Koalition Jmmer wieder das Wirtſchaftskabinett Die

vorſichtigen Demokraten

Berlin, 14. Juni.
Der Reichspräſident hatte heute vormittag mit dem Abge-

zrbneten der Zentrumsfraktion, Geheimrat. Dr. Trimborn,
eine längere Beſprechung, in deren Verlauf Dr. Trimborn die
großen Schwierigkeiten der Bildung eines neuen Kabinetts be
tonte. Der Reichspräſident erſuchte Trimborn unter Hinweis
auf den Ernſt der Situation gleichwohl, die Kabinettsbildung zu
übernehmen. Dr. Trimborn nahm dieſen Auftrag an.

Wie der „Lok.-Anz.“ von hervorragender Zentrumsſeite er-
fährt, dürfte Dr. Trimborn den Verſuch machen, eine Koalition
zuſtande zu bringen, in der die Deutſche Volkspartei,
das Zentrum, die Föderaliſten und Demokraten
ſitzen. Ein ſolches Kabinett würde allerdings nicht die Mehr
heit im Reichstage haben. Trimborn läßt ſich aber wohl von
der Vorausſetzung leiten, daß ſowohl die Sozialdemokraten als
auch die Deutſchnationalen einer ſolchen Koalition gegenüber
eine wohlwollende Neutralität innehalten würden.
Eine reine Rechtskoalition hält der Gewährsmann des Berliner
Blattes für ausgeſchloſſen, weil ſich die Demokraten an einem
bürgerlichen Blocke nicht beteiligen würden. Die Demokratie
macht ihre Stellungnahme von dem Entſchluß abhängig, der in
der morgigen Sitzung der Zentrumsfraktion fallen wird.

Dazu wird weiter telegraphiſch gemeldet:
h. Berlin, 14. Juni.

Der Vorſitzende des Zentrums, Dr. Trimborn, der nunmehr
erſuchen wird, ein Kabinett zu bilden, hat über ſeine Abſichten
bisher noch nichts verlauten laſſen. Man weiß nur, daß zwiſchen
der Deutſchen Volkspartei und dem Zentrum Verhandlun-
gen ſtattgefunden haben. Jn parlamentariſchen Kreiſen wird
es für unmöglich gehalten, daß Trimborn ein politiſches Koali
tons Kabinett zu bilden verſuchen wird. Man nimmt vielmehr
an, daß er vielleicht ſich bemühen wird, dem Projekt eines Wirt
ſchaftskabinetts Geſtalt zu geben, es werden ſogar bereits
Namen für ein ſolches Wirtſchaſftskabinett genannt. Als Reichs
kanzler wird der ehemalige Oberbürgermeiſter von Straßburg,
Dr. Schwander, genannt, der einige Zeit unter dem Grafen
Hertling Staatsſekretär im Reichswirtſchaftsamt war. Für das
Miniſterium des Auswärtigen wird Geheimrat Simons ge-
nannt, der wichtigſte Mitarbeiter des Grafen Brockdorf-Rantzau
in Verſailles. Für das Reichswirtſchaftsminiſterium wird der
Direktor von Krupp, Siegfeld, und für das Reichsernährungs
miniſterium der Führer der Bayeriſchen Volkspartei, Dr. Heim,
genannt. Aber ſelbſt für den Fall, daß Dr. Trimborn ſich für
eine Löſung der Kriſe entſcheiden ſollte, hegt man in parig-
mentariſchen Kreiſen doch ſtarke Zweifel, ob das Wirtſchafts
kabinett zuſtandekommen könnte, da nicht nur die Mehrheits-
ſozigliſten es ablehnen, ſondern auch die Demokraten
die für dieſen Gedanken wenig Shympathie haben.

Jn politiſchen Kreiſen wird auch die Beſorgnis geäußert, daß
der geſtrige ſcharfe ablehnende Beſchluß der Sozialdemokraten
den Reichspräſidenten Ebert veranlaſſen könnte, zu rück-
zutreten.

Der Standpunkt der Volkspartei
Zu den politiſchen Vorgängen des Sonntags nimmt die

„Nationalliberale Korreſpondenz wie folgt Stellung:
Nachdem der Reichspräſident trotz der Ausſichtsloſigkeit die-

ſes Verſuches, den Abgeordneten Dr. Heinze mit der Regierungs
bildung beauftragt hatte, war die Gelegenheit gegeben, die Be
reitwilligkeit der Deutſchen Volkspartei zur Uebernahme der Re-
gierungsverantwortung auch praktiſch zu erweiſen, anderer-
ſeits aber eine raſche und unzweideutige Entſcheidung über die
Haltung der Sozialdemokratie herbeizuführen. Aus
dieſem Grunde hat ſich Abgeordneter Dr. Heinze am Sonntag
vormittag dem Reichspräſidenten gegenüber bereiterklärt, den er
haltenen Auftrag unter der Vorausſetzung auszuführen, daß die
ſozialdemokratiſche Fraktion ſich nicht von der Regierungs
bildung ausſchließe. Um hierüber Klarheit zu gewinnen, hatte
Abgeordneter Dr. Heinze am Sonntag aberd kurz nach 7 Uhr im
Palais des Reichspräſidenten eine beſondere Unterredung mit
dem bisherigen Reichskanzler Hermann Müller und dem Vor
ſitzenden der ſozialdemokratiſchen Fraktion, Löbe, die ihm beide
erklärten, daß ihre Fraktion ſich einer Regierung, an der die
Deutſche Volkspartei beteiligt ſei, nicht anſchfießen werde. Darauf
begab ſich der Abgeordnete Dr. Heinze zum Reichspräſidenten, um
ihm mitzuteilen, daß er nach der Ablehnung der ſozialdemokrati-
ſchen Fraktion den Auftrag zur Regierungsbildung nicht über-
hen känne. Die Verantwortung für das Nicht
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reren einer regierungsfähigenehrheit fällt alſo ſomit ausſchließlich der
e Fraktion zur Laſt.Da Abgeordneter Dr. Heinze ein allgemeines Mandat nicht
übernommen hatte, ſo war die Angelegenheit damit für ihn er-
ledigt. Zu weiteren Schritten ſah er ſich um ſo weniger veran
laßt, als die Schwierigkeiten, eine Regierung ohne die W
demokratiſche Fraktion zu bilden, durch die Haltung der Demo
kratiſchen Partei n erhöht werden. Die Demo-
kratiſche Partei hat deutlich erkennen laſſen, daß ſie eine Re
ierungsbildung ohne die Teilnahme der Sozialdemokratie ab-
ehnt. Eine ſolche Regierung würde alſo dann auf die beiden

Fraktionen der Rechten und das Zentrum, d. h. auf eine Minder-
heit, beſchränkt ſein. Für die Bildung eines bürgerlichen Kabi-
netts kommt in erſter Linie das Zenkrum in Frage, das durch
ſeine Beziehungen nach rechts und links vermittelnd und ge
winnend wirken kann.“
niederlage der Linken in Mecklenburg

Schwerin
b. Lübeck, 14. Juni.

Aus Schwerin wird gemeldet: Bei den geſtrigen Landtags
wahlen für Mecklenburg- Schwerin konnten die Rechts par
teien einen weiteren erheblichen Gewinn im Vergleich zu den
Reichstagswahlen buchen. Die Deutſchnationalen er-
hielten bisher 64 056 Stimmen, die Deutſche Volkspartei 46 399,
die Mittelſtandsvereinigung 21 079, die Demokraten 20 640, die
Sozialiſten 116 131, die Unabhängigen 22 942 und die Kommu-
niſten 1104. Der Gewinn der Rechtsparteien geſchah auf Koſten
der Linken, inſonderheit der Demokvaten. Auf je 5000 Stimmen
entfällt ein Abgeordneter. Eine Reihe von Orten ſteht noch aus.

Somit würden nach dieſer vorläufigen Meldung, wenn dieStimmen ſich gleichmaäßig verteiben, an Abgeordnetenſitzen er

halten: die Deutſchnationalen 12-13, die Deutſche Volkspactei
9--10, die Mittelſtändler 4, die Demokraten 4, die Mehrheits-
ſozialdemokraten 20—-21, die Unabhängigen 4 und die Kommu-
niſten 0 Sitze.

Die bisherige ſogialdemokratiſch- demokratiſche Mehrheit von
49 Stimmen iſt danach ſtark zuſammengeſchrumpft, denn ſchwer-
lich bringt das platte Land ihr noch viel Zuwachs Am 26. Ja-
nuar 1919 errangen unter den 64 Sitzen die Mehrheitsſozial
demokraten 32, die Demokraten 17, die Deutſchnationalen 10, die
Deutſche Volkspartei 2, der Dorfbund 2 und der Handwerker-
bund 1.

Die Konferenz von Spa am 5. Juli
Paris, 14. Juni.

Die Konferenz von Spa iſt nunmehr endgültig auf den
5. Juli feſtgeſetzt. Es hängt alles von der Entſcheidung Jtaliens
ab. Millerand iſt entſchloſſen, nach Spa zu gehen ungeachtet der
Schwierigkeiten, denen er entgegengeht. Millerand hat es vor
allem mit der Gegnerſchaft Poincarés zu tun, der von einer
genauen Feſtſetzung der deutſchen Entſchädigung nichts wiſſen
will.

Scheidemann und der Bürgerkrieg
Die Stellungnahme der Mehrheitsſozialiſten bei den
jetzigen Kabineltsverhandlungen, bei denen ſie bekanntlich
jede Koalition mit den bürgerlichen Parteien ablehnten, be-
deutet einen Sieg des durch Scheidemann ver-
tretenen linken Flügels der Partei, der infolge des
Ausſcheidens der meiſt mehr rechts gerichteten Führer in der
neuen ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion völlig die
Oberhand gewonnen hat. Jn dieſem Zuſammenhang iſt es
vielleicht angebracht, nochmals auf die Aeußerungen Scheide-
manns von dem drohenden Bürgerkrieg- zurückzukommen,
Herr Scheidemann hat bekanntlich abgeſtritten, daß er dieſe
Aeußerungen dem Wortlaut oder dem Sinne nach getan hat.
Jn der „Kaſſeler Allgemeinen Zeitung“ beſtätigt jetzt der
Stadtverordnete Kreiß, daß Herr Scheidemann ohne jeg-
liche äußere Veranlaſſung mit dem Bürgerkriege gedroht
habe. Er ſchreibt folgendes:

„Gelegentlich der Beratung des ſtädtiſchen Haushaltsplans
für 1920 hat der Herr Oberbürgermeiſter am vorigen Dienstag
den Stadtverordneten tatſächlich erklärt:

Es ſei zwecklos und darum unnötige Zeit- und Kraftver-
gyudung, ſich eingehender mit der Beratung des neuen Vor-
anſchlags zu befaſſen. Er ſei genügend unterrichtet, um ſagen
zu können, daß wir vorausſichtlich innerhalb zweier Monate
den Bürgerkrieg in Deutſchland haben würden. Dann
werde ja doch alles über den Haufen geworfen, Die einzige
regierungsfähige Koalition ſei die bisherige geweſen. Nun, da
ſie z Frage geſtellt. müſſe mit dem Schlimmſten gerechnet
werden.

So und nicht anders iſt die Sache! Der größte
Teil der Mitglieder des Haushaltungs-Ausſchuſſes, gleichviel
welcher Parteirichtung, wird mir das beſtätigen. Weder infolge
der Aufregung der Ausſchußmitglieder über das 5 Millionen-
Defizit noch infolge der Ausführungen „eines volksparteilichen
Stadtverordneten“ über die Verbilligung der Lebensmittel hat
Herr Oberbürgermeiſter Sch. ſeine Ausführungen getan. Sie
erfolgten ziemlich un vermittelt und machten wegen ihrer
großen Beſtimmtheit unverkennbar ſtarken Eindruck auf alle An
weſenden. Auch ich ſtand unter dieſem Eindruck, bat aber ſofort
zu einer Erwiderung an Herrn Sch. ums Wort. Nach meinen
Aufzeichnungen, die ich mir wegen der Wichtigkeit der Sache als
bald gemacht habe, ſagte ich darin etwa: Fch könne die Be
fürchtungen des Herrn Oberbürgermeiſters nicht teilen. Es
brauche doch nicht gleich zu einem Bürgerkrieg zu kommen,
wenn mal eine Koalition von der anderen abgelöſt würde.
Das ſei einfach das Weſen der parlamentariſchen Regierungs
form, und keine Koalition könne mit einer Verewigung i
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Herrſchaft rechnen. Warum ſollte es auch nicht möglich ſein,
eine neue regierungsfähige Koalition als Block aller Ordnungs-
liebenden gegenüber dem ſtaatsverneinenden Radikalismus Fu
ſchaffen Darauf entgegnete Herr Scheidemann etwa: „Nein,
Herr Kreiß, eine ſolche Koalition iſt nach Lage der Dinge nicht
möglich. Man kann den alten Koalitionsparteien, insbeſondere
den Sozialdemokraten, nicht zumuten, mit den Parteien zu
ſammen zu arbeiten, von denen ſie in den anderthalb Jahren
deutſcher Republik ſo unerhört bekämpft und heruntergeriſſen
worden ſind.“ Bei dieſen Worten und auch im weiteren Per
lauf der Beratungen hatte ich allerdings den Eindruck, daß der
Herr Oberbürgermeiſter ſeine Vorausſage von dem drohenden
Bürgerkrieg innerhalb zweier Monate jetzt am liebſten unge
ſchehen gemacht hätte.

Aus dieſen Aeußerungen Scheidemanns geht ganz klar
hervor, welchen Kurs unter ſeiner Führung die alte Sozial
demokratie ſteuern wird. Wenn nicht alles täuſcht, ſtehen
wir innerpolitiſch vor ſchweren Erſchütterungen, vor einem
Kampfe zwiſchen dem Bürgertum auf der einen Seite und
den drei ſozialiſtiſchen Parteien auf der anderen Seite.

Die Candtagswahlen in Anhalt
Aus Deſſau wird uns geſchrieben:
Wie in Bayern ſo haben auch in Anhalt zugleich mit den

Reichstagswahlen die Wahlen zum Landtage ſtattgefunden. Die
Entwicklung war hier genau wie im Reich: man dachte nich.
daran, die verfaſſunggebende Landesverſammlung, die eine
Unmaſſe von Geſetzen im Siebenmeilenſtiefeltempo fabrigierte,
vor dem Herbſt nach Hauſe zu ſchicken. Erſt in den Tagen des
KappPutſches bequemte man ſich zu der Anerkennung, daß die
Landtagswahlen unverzüglich vorzunehmen ſeien. Sie wurden
dann, wie die Reichstagswahlen, auf den 6. Juni feſtgeſetzt.
Die regierende Sozialdemokratie erklärte, daß ſie auf dieſe
Weiſe ſchlechter fahren würde als bei getrennten Wahlen, weil
die Zuſtände im Reich bei der Wahlarbeit den Blick von den an
haltiſchen Zuſtänden ablenken würden. Sie wolle aber dieſes
Opfer bringen, um dem Volke die Aufregung einer nochmaligen
Wahl zu erſparen,

Dieſe Selbſtloſigkeit klang von vornherein ſehr verdächtig
Sie wurde aber erſt in die richtige Beleuchtung gerückt dur
die Art des Wahlverfahrens, die man amtlich vorſchrieb. Für
die Reichstagswahl wurde den Parteien nicht geſtattet, eigene
Stimmzettel auszugeben, ſondern es wurde ein amtlicher
Stimmzettel hergeſtellt, auf dem ſämtliche acht Liſten Platz
fanden, jede in einem Abſchnitt, der perforiert war, dann her-
ausgelöſt und in den durch das Reichstagswahlgeſetz vorge-
ſchriebenen Umſchlag geſteckt werden mußte. Anders bei der
Landtagswahl. Auch hier wurde ein amtlicher Stimmzettel
ausgegeben, auf dem die fünf Liſten Platz gefunden hatten
in der oberen Reihe drei, in der unteren zwei, ſo daß alſo in
der unteren Reihe ein Feld freiblieb. Die Vorſchrift lautete
nun dahin, daß der ganze Zettel abzugeben ſein, daß aber die
betr. Liſte mit Bleiſtift angekreuzt und dieſes Kreuz in den
Raum unter dem letzten Namen der Liſte t w7 werden
müſſe, der ungemein knapp bemeſſen war waren die
Liſten auf dem Zettel ſo gruppiert, daß die deutſchnationale
Liſte als dritte in der oberen Reihe ſtand, und unter ihr das
leere ſechſte Feld. Dadurch wurden ſehr viele deutſchnationale
Wähler irregeführt, die denn auch, wie vorausgeſagt worden
war, ihr Kreuz in das verführeriſche leere Feld ſetzten, ſtatt
direkt unter die Liſte. Die Sozialdemokratie hatte offenbar ſo
kalkuliert, daß ſie in der Lage ſein würde, ihre Wähler in den
Verſammlungen durch genaue Demonſtrationen ſo zu in
ſtruieren, daß ſie bei der Zettelabgabe richtig verfahren würden,
während die bürgerlichen Wähler ja in der Regel nicht durch
weg einen ähnlichen Anſchauungsunterricht genießen. Dieſe
Annahme hat ſich denn auch als richtig erwieſen. Sehr viele
deutſchnationale Stimmzettel mußten für ungiltig erklärt
werden, weil das Kreuz nicht an der richtigen Stelle ſtand.
Eine weitere Vorſchrift lautete dahin, daß die Landtagsſtimm-
zettel nicht in den Umſchlag geſteckt, ſondern nur zuſammen
gefaltet neben dem kouvertierten Reichstagswahlzettel abge
geben werden müſſen. Die Folge war, daß etwa 1800 Stimm-
zettel für ungültig erklärt werden mußten, weil ſie im Um-
ſchlag ſteckten. Es braucht kaum hinzugefügt zu werden, daß
dieſe Stimmen faſt reſtlos bürgerlich waren. Damit war die
h motratiiqhe Selbſtloſigkeit in die richtige Beleuchtung
gerückt.

Trotz alledem geſtaltete ſich der Wahlausgang zu einem
ſchweren Schlag gegen die Mehrheitsſogzialiſten und natürlich
auch gegen die demokratiſche Partei, die beide bisher die allein ige
Herrſchaft beſaßen, den ganzen Regierungsapparat für die
Wahlagitation zur Verfügung hatten und ſeit langer Zeit auch
ſelbſt auf den entlegenſten Dörfern eine Propaganda entfal-
teten, die alles bisher Dageweſene in den Schatten ſtellte. Jn
der Landesverſammlung ſaßen bisher 22 Mehrheitsſozialiſten
(von denen allerdings einer letzthin zu den Unabhängigen über
gegangen war), 12 Demokraten und 2 Deutſchnationale. Der
Wahlausgang hat nun das Bild weſentlich verſchoben. Die
Mehrheitsſogialiſten haben einen großen Teil ihrer immen
an die Unabhängigen, einen kleineren an die Bürgerlichen ver
loren, und der Anteil beider ſozialiſtiſcher Parteien an der Ge
ſamtzahl der abgegebenen Stimmen iſt von 505 Prozent bei
den vorjährigen Wahlen zur Nationaſverſammlung auf 54
Prozent zurückgegangen. Noch viel troſtloſer ſieht es bei den
Demokraten aus, die ähnlich wie im Reiche ſte
bis zu drei Vierteln ihrer früheren Stimmen verloren haben.
Die Mandatsverteilung geſtaltet ſich ſeht ſoa, die
heitsſozialiſten 13, die Unabhängigen S, die lund die Demokraten je 8 und die Mutſche B. l
erhalten.

Zwiſchen der Deutſchnationalen und der Deutſchen Been 4



und kaufmänniſchen Verbände und einzelner Angewerdklehen
geſtelltengruppen ein Wahlblock geſchaffen worden, der aber
von der Deutſchen Volkspartei wieder geſprengt wurde, weil,
wie man hoffte, bei geſondertem Vorgehen der Zuzug aus der
demokratiſchen Partei zur Deutſchen Volkspartei ſtärker ſein
würde als bei gemeinſamem Vorgehen
Erfüllung gegangen iſt, läßt ſich natürlich nicht errechnen.

Ob dieſe Hoffnung in
Be

zeichnend aber iſt die verbürgte Tatſache, daß bei dem Bekannt-
werden des Wahlergebniſſes einer der demokratiſchen Führer in

t t a d B rich de D.Deſſau ausrief. „Gott ſei Dank, daß der Vlodk nicht zuſtande ſeiner vielſeitigen ſchöpferiſchen Tätigkeit der Natur der Jugend
Auch das iſt bemerkenswert, daß die Deutſche Zerecht wird dem Leben dient und dem Wohle der ſozialen undgekommen iſt denn ſonſt hätten wir höchſtens drei Demokraten

durchgebracht
Volkspartei bei den Landtagswahlen erheblich weniger Stimmen
erhalten hat, als bei der Reichstagswahl. Auch wenn man
bereit iſt, ein Teil davon auf das Konto des verzwickten Wahl
verfahren zu ſetzen, ſo bleibt doch für einen großen Teil dieſer
Stimmen die Annahme, daß volksparteiliche Wähler aus Un-
zufriedenheit über den Bruch des Abkommens bei der Land-
tagswahl (bei- der es ſich ja um einen kleineren Wahlkreis und
im eine andere Parteileitung handelte), deutſchnational ge-
ſtimmt haben.
Wuiie ſich nunmehr die Dinge im Landtage geſtalten werden,
iſt zunächſt noch nicht abzuſehen. Die Lage iſt genau ſo ver
worren wie im Reiche Die alte Koalition von Mehrheits-
ſozialiſten und Demokraten iſt mit 19 von 36 Stimmen nicht
regierungsfähig. Bei den Unabhängigen aber iſt der Heoß
gegen den mehrheits ſozialiſtiſchen Führer Peus trotz deſſen
fortgeſetzter Anbiederungsverſuche ſo groß, daß an eine nach
links erweiterte Koalition ganz abgeſehen von einer rein
ſozialiſtiſchen Mehrheit mit auch nur 19 Stimmen nicht gut
zu denken iſt. Außerdem iſt die Lehre der Wahlen für die
Demokraten doch ſo nachdrücklich geweſen, daß ſie erklären, in
eine ſolche Koalition nicht eintreten zu wollen, es ſei denn, daß
ſie von rechts her dazu aufgefordert würden. Andererſeits er
klären die Mehrheitsſogzialiſten wiederum, mit der Deutſchen
Volkspartei unter keinen Umſtänden zuſammengehen zu wollen

von den Deutſchnationalen wird garnicht erſt geſprochen. Für
die Deutſche Volkspartei würde das Zuſammengehen mit Mehr
heitsſogzialiſten und Demokraten ſicherlich auch nicht zum Heile
ſein, weil ſie dann hier gezwungen würde, die bisherige Rolle
der Demokraten zu ſpielen. Ob ſie bereit iſt, dieſe üble Erb
ſchaft anzutreten, muß dahingeſtellt bleiben. Der Ausgang der
Wahlen iſt ja auch in dieſer Hinſicht eine allzu deutliche Lehre.
Die Verſuche der Deutſchnationalen, zuſammen mit der
Deutſchen Volkspartei eine Fraktion zu bilden, für die ſich dann
doch weſentlich andere Arbeitsmöglichkeiten ergeben würden,
als bei getrenntem Vorgehen, ſind bisher leider ohne Erfolg
geblieben. Aber abgeſehen von alledem: die Mehrheitsſozia
liſten wollen nicht aus der Regierung ausſcheiden, weil ſie, wie
der Staatsrat Voigt erklärte, zuviel zu verlieren haben. Das
iſt zweifellos richtig, denn mit der Futterkrippenpolitik der
ſogialdemokratiſchen Parteiſekretäre wäre es dann natürlich
vorüber. Wenn keine tragfähige Regierung zuſtande komme,
werde, wie Herr Voigt hingzufügte, nichts anderes übrig bleiben,
als erneut an das Volk zu appellieren. Das Volk ſoll alſo ge
gwungen werden, ſeine Arbeit ſtrafweiſe ſo oft zu wiederholen,
bis das akzeptiert werden kann. Aber der 6. Juni
hat gegeigt, daß das Volk ſich nicht kommandieren läßt. Bei
einer neuen Wahl würde ein Verdikt vermutlich noch deutlicher
ausfallen. So klug werden ſchließlich auch die Mehrheits
i fein, um das einzuſehen. Sie werden es alſo wohl

auf Neuwahlen ankommen laſſen. Und ſchließlich dürfte
für die Löſung der Regierungsfrage in Anhalt ſehr viel davon
abhängen, wie ſich die Dinge im Reiche geſtalten werden.

Die Reichsſchulkonferenz
Die Reichsſchulkonferengz trat am Sonnabend nachmittag in
Beratung des zweiten Punktes ihres ms, dCrorfy Sure, r8 n. Den erſten Bericht gab Prof. Natorpr Der völlige Zuſammenbruch unſeres Volkes ſetzt

einen len voraus. Dieſer folgte ausder Vernichtun er inneren Einheit. Der Einheitsgrund mußneu waben. Die Einheit des Menſchenweſens und folg
lich iehung iſt nicht unterſ r Einerleiheit. Wir

die differenzierende Einheitsſchule. Rech-
nen können wir nur noch auf den unbeſchwerten Willen und die

en Kräfte der Das Ganze der ſozialen Er
rund genoſſenſchaftlich geordnetere r auf den letzten

r werden. ei bedarf ſie einer einſichtigen ſtaat elstt wer
nkung und Ueberwachung. Der Anſchauungsgrund derBildung iſt ſchon in früher Kindheit u legen. Das ind muß

in ſeiner natürlichen naiven Haltun eſtgeyalten werden. Real-
kenntnis und Realhandlungsfähigkeit ſollen ſich entfalten. Auf
der ganzen Unterſtüfe muß die empiriſchtechniſche Art der Bil-
dung durchaus im Vordergrund bleiben. Als eingiger Ver-
treter des Auslandes berichtete rivatdozent Dr. Seidel(Zürich) über die Arbeitsſchule als undſtern der harmoniſchen

(Nachdruck verboten.)

Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Deutſchtum.

Von Max Treu Halle.
6. Auguſt 1866.

Mit Vokol geht es nicht beſſer, nicht ſchlechter. Er hat
ſeinen Kollegen Simai zu ſich bitten laſſen, um mit ihm über
den Bahnbau am Friedhof zu reden. Der ſaubere Patron
aber hat den Schwerkranken auf dieſe Bitte hin ebenſowenig
beſucht, wie er ihn bisher beſucht oder auch nur nach ſeinem
Befinden ſich erkundigt hat.

Darauf hat Vokol geſtern abend der Hedwig einen
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großen Brief an den Ingenieur diktiert, hat ihm auseinander- chtung
jedesmal, wie es der Augenblick eingibt, zu handeln.eſetzt, daß die Verlegung der Bahntrace oberhalb des Fried-

fs ohne alle Fährlichkeiten ſich durchführen laſſe und nur
erhöhte Koſten verurſachen werde. Er, Vokol, habe früher die

Menſchenbildung. Mögen die deiden Republiken Deutſchland
und die Schweiz ſich, wie bisher, auch weiter gegenſeitig Gaben
darbringen von ihren Kulturgütern.

t die Arbeitsſchule als erſter Staat der Welt in ſeine Ver-
aſſung geſchrieben: Die neue Schule kann nur die Arbeitsſchule

ſein, die neue Erziehung nur Arbeitserziehung. Am beſten er-
füllt den Erziehungszweck die Volksſchule, wie ſie einige Kantone
der neuen ſchweizeriſchen Demokratie ſeit 1832 geſchaffen haben.
Unpädagogiſch iſt das untätige Aufmerken auf theoretiſche Be-
lehrungen, helfen kann nur Arbeits und Werkunterricht, der mit

politiſchen Volksgemeinſchaft. Prof. Dr. Kühnel (Leipzig):
Der Werkunterricht macht den Zögling mit den Werkzeugen haus-
wirtſchaftlicher und volks künſtleriſcher Technik und ihrer Hand
habung vertraut und gewinnt dieſer Betätigung erzieheriſche
Werte ab. Die Arbeitsſchule will das Kind durch Eigentätigkeit
zur ſelbſtändigen Perſönlichkeit führen, auf Grundlage der körper-
lichen und der geiſtigen Arbeit. An Stelle des Unterrichts als

Grundlage erzieheriſcher Einwirkungen tritt die Arbeit, die den
Zögling vor wirkliche Aufgaben des Lebens ſtellt. Die alte Schule
ſoll von uns voller Pietät angeſehen werden, aber ihre Zeit iſt

vorüber. Wir brauchen die neue Schule.
Zu der folgenden Erörterung lagen 85 Wortmeldungen vor.

Als erſter trat Oberbürgermeiſter Dominicus (Schöneberg)

Gemeinden
für die Förderung von Turnen, Sport und Spiel ein, die von den

ſtärkeres Entgegenkommen erfahren müßten.
Oberbürgermeiſter Dr. Luppe (Nürnberg) hob als Vorteil der
Werktätigkeit das Wachſen des Sinnes für das Praktiſche hervor.

die Kunſt!

Abſicht gehabt, dieſe Koſten einfach als notwendig verrechnen.
zu laſſen, da er die Wünſche der Pietät, welche die Gemeinde
Beidenburg zur Erhaltung ihres Friedhofs verbrauchte, nicht
ignorieren zu dürfen geglaubt habe. Nun ſei aber die Koſten-
frage dadurch gelöſt, daß die Gemeinde ſelbſt ſich zur Tragung
der Mehrkoſten bereit erklärt habe danach liege doch nun-
r r einziger Grund mehr vor, den Friedhof anzutaſten.

Vokol, bäte daher, von der Gemeinde, die er als eine
treue und brave kennen und ſchätzen gelernt habe, mit allen
Kräften das Herzeleid abzuwenden, welches die Zerſtörung
des Friedhofes den pietätvollen Einwohnern bereiten müſſe.
Bei einigem guten Willen, den die Gemeinde reichlich ver
diene,
und Groll könne vermieden werden, die man bei der ohnehin
gereizten Stimmung auf beiden Seiten doch wahrhaftig nicht
mutwilligerweiſe noch weiter ſchüren dürfe.

So hat Vokol der Hedwig diktiert, und dann hat er mit
zitternder Hand noch ſelbſt daruntergeſchrieben:

hoffe, verehrter Herr Kollege, daß Sie dieſen
kleinen Wunſch einem Manne erfüllen werden, der auch für

r Vaterland Ungarn geblutet hat und wohl kaum jemals
eder von ſeinem Schmerzenslager aufſtehen wird. Be

herzigen Sie, was das Schlachtfeld mich in furchtbarer Sprache
hat: Eintracht das Beſte, Zwietracht das Schlimmſte!

Jhr Vokol.“

ließe ſich das leicht ausführen, und viel Erbitterung

Für die Frage der Berufswahl könne en nicht die geiſtige Be
fähigung maßgebend ſein. Deutſchland brauche Arbeit.

Die anderen Redner traten durchweg für die Arbeitsſchule
ein, wenn auch einzelne vor Ueberſchätzung warnten. Um 5 Uhrvertagte Staatsſekretär Schulze die Sivung auf heute
1235 Uhr.

(Vierter Tag.)
Berlin, 14. Juni.

Am heuti vierten Sitzungstage beginnt die Reichsſchul
konferenz mit Fragen der Lehrerbildung, der Beteiligung der
Lehrer und Lehrerinnen an Schulleitung und Schulverwaltung.
Hierzu find nicht weniger als fünf Berichterſtatter vorgeſehen.Zuerſt ſpricht Direktor Dr. Louis (Berlin). Was die
Lehrerbildung betrifft, G bemerkt er, daß der diffe-
renzierte Einheitsbau des geſamten Unterrichtsweſens eine
differenzierte Lehrerſchaft erfordert. Dazu ſchlägt er folgende
Wege vor: Die Volksſchullehrer beſuchen zu ihrer Ausbildung
eine pädagogiſche Akademie, die Philologen (d. h. die wiſſenſchaftlichen Sehrer mit akademiſcher Vorbildung) und die Hochſchul-

lehrer eine Univerſität oder techniſche Hochſchule. Die Volks
ſchullehrer erhalten eine vielſeitige fachwiſſenſchaftliche philo-
ſophiſche und pädagogiſche Ausbildung, die dem Unterricht in
allen Lehrgegenſtänden der Volksſchule eine Grundlage bieten
kann. Daneben Gelegenheit, in eine einzelne ſelbſtgewählte Fach-
h tiefer einzudringen. Zur Schulleitung ſtellt Di-
rektor Louis die Forderung an die Spitze: Die Hauptentſcheidung
in allen wichtigen Fragen, die die Anſtalt betreffen, ſteht an allenOrten von Schulen der Geſamtkonferenz zu. Zut Schulverwal-

tung fordert er u. a.: Alle Lehrer an öffentlichen Schulen ſind
unmittelbare Staatsbeamte. Aufſicht über Schule und Lehrer
hat allein der Stagt.

Seminardirektor Schulrat Mutheſius (Weimar) erkannte die
mannigfache Uebereinſtimmung an. Jn großen Zügen kenn-
zeichnet er die Bedürfniſſe der neuen Volksſchullehrerbildung und
855 dabei beſonders auf die Univerſitätsfrage ein. 200 000

ehrer klopfen an die Univerſitäten und verlangen heute Einlaß.
(Zuſtimmung.)Rektor Pretzel (Berlin) vertritt als Volksſchullehrer die
Schulforderungen des Deutſchen Lehrervereins und wendet ſich
egen die Abneigung der Univerſitäten, denen er das Recht be
treitet, nur zu arbeiten um der Wiſſenſchaft willen. Keine

iſſenſchaft nur für die Wiſſenſchaft, ſo wenig wie Kunſt nur für
Die Berufsbildung der Lehrer müſſe, wie die eines

Teils der Lehrer ſchon heute, auf Hochſchulen erfolgen. Die
Mindeſtdauer des Studiums ſolle drei Jahre betragen.

Von den einigen 60 Wortmeldungen ſollen nach der Auswahl
des Ausſchuſſes 40 Redner zu Worte kommen.

Kraſſins miſſion
London, 14. Juni.

Kraſfſfin ſoll angeblich mit engliſchen Firmen über den
Abſchlufß von Handelsvertretungen unterhandeln. Man iſt ſich
jedoch einig darüber, daß zunächſt die Frage der ruſſiſchen Schuld

n muß. Eine Antwort hat Kraſſin von ſeiner Re-
gierung noch nicht erhalten. Es handelt ſich bei den Verhandlun-
gen nicht um die Aufnahme der Handelsbeziehungen durch die
Regierungen der alliierten Mächte, ſondern durch kapitalkräftige
Privatfirmen, die weitgehende Sicherheiten verlangen.

Die Angriffe der franzöſiſchen Zeitungen auf die engliſche
Preſſe werden in London mit großer Ruhe aufgenommen.
„Daily Chronicle ſchreibt, man brauche nicht die nationalen

Heute vormittag ſchon hat der treue Mann den Brief
wieder zurückgehabt, und der Jngenieur hat ſagen laſſen, er
müſſe ſich jedes Dreinreden in ſeine Berufsangelegenheiten
verbitten.

Da hat Vokol den Brief genommen und hat ihn ſtumm
in der Hand zerknittert.

Hedwig leidet ſchwer bei der Ausſichtsloſigkeit des Zu
ſtandes Vokols. Und Pfarrer Mathias ſelbſt nicht minder,
und ihn drückt noch mit Zentnerſchwere die ungeheure Sor-
genlaſt ſeiner Gemeinde.

Was werden die hohen Herren tun?
Bis jetzt hat ſich noch nichts geregt; wir ſind ohne allen

Beſcheid geblieben. Es ſcheint faſt, als handle man mit Ab-
ſicht ſo, um ſich nach keiner Richtung hin zu binden und dann

Eben lieſt meine Frau im Nebenzimmer, wie ſie oft des
Abends zu tun pflegt, nachdem ſie die Kinder zu Bett gebracht
hat, laut einige Strophen aus einem Lieblingsdichter. Heute
iſt es Goethe, und leiſe ſpreche ich die wunderbare Strophe
mit: „Der du von dem Himmel biſt,

Alles Leid und Schmerzen ſtilleſt,
Den, der doppelt elend iſt,
Doppelt mit Erquickung fülleſt
Achl ich bin des Treibens müde,
Was ſoll all die Qual und Luſt?
Süßzer Friede,
Komm, ach komm in meine Bruſt!“

16. Auguſt 1866.

Die Stille vor dem Sturm!
Seit zehn Tagen habe ich nichts zu dieſen Aufzeichnungen

hinzuzuſetzen gehabt nichts Neues iſt geſchehen. Die
Schulbaracke iſt längſt niedergeriſſen, fremde Kinder kommen
nicht mehr in unſer Dorf, die Arbeiten am Friedhof ſind ein
geſtellt, und nur ein Gendarm ſteht noch als Wache da, und
aus dem ungariſchen Lager hören und ſehen wir nichts.

Vokols Zuſtand ſchwankt zwiſchen Hoffnung und Be
formmis; Pfarrer Mathias hat, wie er mir anvertraut hat, in
aller Stille vor einigen Tagen an einen berühmten Arzt nach
Budapeſt geſchrieben und ihn gebeten, zu einer Unterſuchung
des Kranken zu uns zu kommen. Der Arzt hat geantwortet,

Die junge deutſche Republik

daß alle politiſchen Probleme am beſten durch die Anwendun

Opfer Englands aufzuzählen. Die franzöſiſchen Angriffe ſeien
cine reaktionäre Obſtruktion gegen den Beſchluß des Oberſten
Rates, die Verbindung mit Rußland wieder aufzunehmen.

Bonar Law erklärte auf einer Verſammlung in Birmingham
geſunden Vernunft gelöſt werden könnten. Die Wiederaufn
der Handelsbeziehungen mit Rußland ſei notwendig, da Ruß ten
das Warenhaus der Welt für Rohmaterial darſtelle.

Die Albanier vor Valona
Mailand, 14. Juni.

Die Regierung trifft nunmehr energiſche Maßnay.
men, um Valona zu retten. 5 Schlachtſchiffe und zahlreiche
Torpedoboote ſind dorthin abgegangen. Die Aufſtändiſchen kamen
bis an die Grenze der Stadt hin und bedrohten Valona ernſtli
Sie wurden aber durch einen von Schiffsgeſchützen unterſtützten
Gegenangriff zurückgetrieben und verloren 200 Tote ſowie zaht.
reiche Gefangene. Die Jtaliener nahmen 1000 albaniſche Mo.
hammedaner, die hinterrücks auf die Truppen geſchoſſen hatten
feſt und brachten ſie auf die Jnſel Saſeno. Antivari wurde
geräumt.

Rom, 14. Juni.
Laut „Giornale d'Jtalia* ſind die Arbeiter in

Lokomotivwerkſätten in Genug in den Ausſtons
treten.

Rücktritt des norwegiſchen Miniſteriums
Kriſtiania, 14. Juni.

Anläßlich der heute im Storthing ſtattfindenden Leſung des
Wegebudget-Entwurfes wird das Miniſterium Knudſen vor
ausſichtlich ſeinen Rücktritt einreichen. Man nimmt an, daß
Knudſen dem König vorſchlagen wird, den konſervativen
Storthingpräſidenten mit der Bildung des neuen
Kabinetts zu beauftragen.

den
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Dr. Helfferich Abgeordneter für Heſſen-Naſſau. Dr. Helffe
rich hat der Parteileitung der Deutſchnationalen Partei in
Braunſchweig mitgeteilt, daß er auf Grund beſtimmter Erwä-
ungen innerhalb der Parteileitung ſich entſchloſſen habe, die auf

ihn gefallene Wahl in Heſſen -Naſſau anzunehmen. Da-
mit kreten in den Wahlkreiſen Braunſchweig-Südhannover und
Hamburg Erſatzkandidaten anſtelle Helfferichs.

Der Mandatgewinn der Deutſchnationalen Volkspartei. Jn
der Nationalverſammlung beſaß die Deutſchnationale Volkspar-
tei 42 Sitze, von denen jedoch 3 auf Weſtpreußen und 5 auſ
Poſen fielen, die alſo durch die Abtretung dieſer Gebiete in
Fortfall kommen. Es blieben der Partei alſo 34 Mandate zu
verteidigen. Statt deſſen ſind 65 deutſchnationale Abgeordnete
gewählt worden, und dem 66. Bewerber auf der Reichsliſte,
General der Art. von Gallwitz, fehlen nur wenige Stimmen, ſo
daß ſich bei den noch ausſtehenden Wahlen in Oſtpreußen, Ober
ſchleſien und Schleswig-Holſtein ſicher die zu ſeiner Wahl not
wendigen Reſtſtimmen finden werden. Von den Mandaten der
ausſtehenden Gebiete werden ferner die Deutſchnationalen auch
mehr als bisher erhalten, ſo daß ſich die Geſamtzahl ihrer Sitze
im Reichstage zweifellos auf 70 erhöhen wird. Das bedeutet
alſo einen Mandatzuwachs um rund 100 v. H.

Die Abgeordneten des Freiſtaates Sachſen. Nach dem amt-
lich feſtgeſtellten endgültigen Reichstagswahlergebnis ſind im
Freiſtaat Sachſen (31., 32. und 33. Wahlkreis) gewählt:
9 Sozialdemokraten, 7 Deutſche Volksparteiler, 10 Unabhängige,
6 Deutſchnationale, 3 Demokraten und 1 Kommuniſt. Jm Gan-
zen 36 Abgeordnete.

Die Behinderung der Volksabſtimmung. Nach Fertigſtellung

ſteriums zu

der Fahrpläne für die Züge zu den Volksabſtimmungen in Oſt
und Weſtpreußen haben ſich Vertreter des Reichsverkehrsmini-

den beteiligten deutſchen Reichskommiſſaren in
Allenſtein und Marienwerder begeben, um den Abſtimmungs-

kommiſſionen die Notwendigkeit der Freigabe des Korridors durch
Polen für dieſe Züge nochmals auseinanderzuſetzen.

Die amerikaniſchen Präſidentſchaftskandidaten. Harding,
Senator von Ohio, iſt vom republikaniſchen Konvent zum Prä
ſidentſchaftskandidaten gewählt worden. Bei der zehnten und

letzten Abſtimmung erhielt Harding 692, Wood 156 und Lowden
11 Stimmen. Zum Kandidaten für die Vigzepräſidentſchaft iſt
der republikaniſche Gouverneur des Staates Maſſachuſetts,
Coolidge, gewählt.

Kommuniſten als Mörder. Bei der alljährlichen Reinigung
des den Engliſchen Garten in München durcheilenden Eisbaches

wurde die gefeſſelte und bereits verſandete Leiche
des als Zivilſpäher verwendeten Reichswehrſoldaten Johann
Meyer vom 41. Schützenregiment in München gefunden, der
ſeit den erſten Junitagen verſchwunden war und, wie be
hauptet wird, nach bekanntem Muſter von Kommuniſten beſeitigt
wurde.

daß er in dieſen Tagen eintreffen werde gebe Gott, daß er
uns Gutes verkünden kann!

Der Lehrer Stephan Bagdor hat aus ſeiner Wohnung
bei Martin Peltz ausziehen müſſen, da dieſer ihm auf Grund
unſeres Gemeindebeſchluſſes gekündigt hatte und ihm nichts
mehr zu eſſen und zu trinken gab. Unter einer ganzen Reihe
Teremtetes hat er endlich das Feld geräumt. Wenn wir aber
hofften, ihn loszuwerden, ſo haben wir uns getäuſcht; er iſt
zu Stawienski übergeſiedelt, liegt dort den ganzen Tag über
im Fenſter und lacht uns aus, wenn wir vorbeigehen. Mit
dem Jngenieur Simai, der ihn anfänglich ebenſo hochmütig
behandelt hat wie uns, hat er dicke Freundſchaft geſchloſſen
und die beiden Helden ſitzen jetzt allabendlich in einem Hinter
zimmer beim Stawienski zuſammen, trinken roten Ungar und
halten eifrige Geſpräche. Ueber uns aber wird gewiß kein
gutes Wort geſprochen.

Jn der Stawienski-Wirtſchaft und drüben im Baracken
lager iſt mehr Ruhe und Ordnung eingetreten, ſeitdem die
Gendarmen hier ſind und Reiner regelmäßige Patrouillen-
gänge bei Tag und Nacht eingeführt hat. Reiner ſtraft jeden
Unfug unnachſichtlich, und ſo könnte hier vielleicht alles in
erträgliche Bahnen geraten, wenn nicht ein hohes Komitat
und der Raſſenhaß es anders beſchloſſen haben.

20. Auguſt 1866.
Ja, ſie haben es anders beſchloſſen!
Heute berief Reiner eine Gemeindeſitzung zuſammen

und hat uns folgendes Schriftſtück des Komilats zur Kennt

nis gebracht: ltniſſe„Jn der Erkenntnis der aufrühreriſchen Verhältni e
in eurem Dorfe ſehen wir uns veranlaßt, über euren Ort
den Aufruhrzuſtand zu verhangen und eine Abteilung Hon
ved-Jnfanterie zur Aufrechterhaltung der Ordnung und zur
Durchführung unſerer Anordnungen, die ihr beharrlich miß.
achtet, dorthin zu verlegen. Sie werden in den nächſten
Tagen eintreffen und die Aufruhrparagraphen verkünden
und nicht eher werden ſie zurückgezogen werden, ehe nicht
Friede, Ordnung und Gehorſen gegen die Obrigkeit bei euch

wieder eingekehrt ſind.

(Fortſetzung folgk.
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Um die Einwohnerwehr
Eine bewegte Stadtverordnetenſitzung

Etwa 14 Tage vor den Reichstagswahlen begann die
1 S. P. Halles im „Volksblatt“ mit ihren „Enthüllungen“
ter die drohende Gefahr eines Rechtsputſches. Man wußte
anerzeit allerhand Schauermärchen über das Garniſon
vmnmando, über die Einwohnerwehr und ſonſtige „reaktio-
re Einrichtungen zu erzählen. Es handelte ſich dabei
zohl nur um ein Wahlmanöver. Die Halleſche U. S. P.
et nunmehr ihre „Enthüllungen“ fort, und zwar diesmal
n öffentlicher Stadtverordnetenſitzung. Eine günſtige Ge
egenheit hierzu bot ſich geſtern in einem an ſich ganz unbe

tenden Antrag es drehte ſich lediglich um die Be
jligung von 4000 Mark auf Uebernahme einer Unſall

erſicherung für die frühere Einwohnerwehr. Die äußerſte
änke, an ihrer Spitze Herr Hildebrandt, der ganze Seiten

einer von Garniſonkommando herausgegebenen Broſchüre
„belaſtende“ Argumente verlas, fühlte ſich bemüßigt, ein

eiſtündiges Kolloquium über KappPutſch, Reaktion, Ein
pohnerwehr, über Kapitalismus und Sozialismus u. ä. zu

nſtalten. Demokraten, Minderheitsſozialiſten und Un-
hängige ſagten ſich bei dieſer Gelegenheit allerlei Liebens-
rürdigkeiten, bezichtigten einander als Urheber des Kapp
hutſches und dergleichen mehr. Aus den Ausführungen
ler U. S. P. Redner klangen aber immer wieder die Worte

aus: „Wir wollen keinen Putſchl! Wir ſind nicht be
paffnet, auch nicht militäriſch organiſiert, wie gewiſſe andere
Lutel“ Wozu dies alles: Stand es doch in keinerlei Zu
anmenhang zu dem vorliegenden Punkte der Tagesord-
zngi Will man etwa mit dieſen „Enthüllungen“ etwas
mderes verhüllen? Die Verſammlung beſchloß übrigens
rotz des Proteſtes der äußerſten Linken im Sinne der

e.be der geſtrigen 17 die ſonſt
echt ruhig verlief, ſeien noch folgende Punkte beſonders her-
prgehoben: Stadtrat Frenzel, deſſen Amtsperiode mit
ſeſem Jahre abläuft, wurde wiedergewählt. Eine Million
Rark wurden für Beſchaffung von Vetriebseinrichtungen
r das ſtädtiſche Gas und Waſſerwerk bewilligt, des
peiteren einer Reihe von kleineren Nachbewilligungen die
guſtimmung erteilt. Bei Erledigung eines Geſuches um
Ausgleich von Teuerungsbezügen wurde ſeitens des Magiſtrats
e ſchwierige wirtſchaftliche Lage der ſtädtiſchen Beamten
merkannt und mitgeteilt, daß mit Rückſicht hierauf die Aus-
phlung der erſt am 1. Juli fälligen Gehälter bereits in den
nchſten Tagen erfolgen wird. Eine längere Debatte ent
pann ſich noch gegen Schluß der Sitzung über die beantragte
keilung des Wohnungsamtes, der die Verſammlung indeſſen

ſprach.nicht ent

Stadtwerordneter Keil eröffnet in Vertretung des Vor
tehers die Verſammlung und gibt einige Neueingänge bekannt,
arunter einen ſolchen des Ortsausſchuſſes für Jugendherbergen
mit der Bitte um Förderung ſeiner Ziele. Der Antr wird
dem Sogialen Ausſchuß überwieſen. Ferner liegt ein Antrag
er ſogialen Beamten vor auf Anrechnung ihrer Dienſtzeit und
zuerkennung des Beamtencharakters. Dieſer Antrag wird dem
daushaltsausſchuß überwieſen. an

Darauf tritt man in die Tagesordnung
Stadtv. Bock (Unabh.) begründet die Wiederwahl des

giadtrats Frenzel, deſſen 12jährige Wahlzeit am 4. Dezem-
ter 1920 abläuft, zum beſoldeten Stadtrat. Abg. Günther

S. P.) teilt im Namen ſeiner Fraktion mit, daß, da kein
derer Vorſchlag gemacht worden iſt, ſich ſeine Fraktion der
cämme enthalten müſſe. Die Mehrheit in der Stadtverord-
retenverſammlung müßte auch in der Zahl der beſoldeten
Siadträte zum Ausdruck kommen. Die Wahl ergibt 24 unbe-
ſhrebene und 35 für Stadtrat Frenzel abgegebene Stimmzettel.
dieſer iſt ſomit einſtimmig wiedergewähltDie Wahl eines Mitgliedes zu dem GrundſteuerSchätzungs-
cusſchuß erübrigt ſich, da Architekt Alfred Koch die Ablehnung
ſiner Wahl als deſſen Mitglied zurückzieht. Anſtelle der für
den Sachverſtändigen Ausſchuß beim BVegirks- Ausſchuß vorge
ſhlagenen Herren John, Günther und Noediger ſollen andere
worgeſchlagen werden, da dieſe bereits in dem von der Stadt
erordnetenverſammlung gewählten Ausſchuß betreffend Höchſt
grenze für Mietzinsſteigerung beim Magiſtrat tätig geworden
ſind. Da über dieſen Punkt noch verhandelt wird, kann er noch
keine Erledigung finden.

Da ſich keine Bedenken erheben. die Ecke des Grundſtücks
gaſanenſträße 3 zwecks Errichtung eines Ausſchanks von einer
runden in eine eckige zu verwandeln, wird dem diesbezüglichen
Antrage zugeſtimmt.

Stadiv. Dürr feld (Mehrheitsſog.) und Stadtv. Brömme
Rehrheitsſoz.) erſtatten über die Jnſtanſetzungsarbei-
ien der Cholerabaracken zwecks Nutzbarmachung für
daz Jugendamt Bericht. Die Koſten in Höhe von 10 000 Mark
werden von ſeiten der Verſammlung bewilligt. Bei dieſer Get
legenheit bittet Stadtv. Splett (Chr. Volkspartei) im Intereſſe
der Jugendlichen, die von dieſen benutzten Räume auf eines der
ſtädtiſchen Güter zu verlegen. Stadtrat Velthuyſen er
wdert, man werde ſich der Sache annehmen.

Dem Abſchluß des nrit dem Geh. Kommerzienvrat Dr. Leh
nann vereinbarien Abkommens betr. Landverkaufs in
der Giebichenſteiner Straße wird ſeitens der Ver
ſammlung zugeſtimmt, desgleichen wird ein Vetrag in Höhe von
500 Mark für das Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt zwecks
Unſchaffung von Möbeln zur Verfügung geſtellt.

Das Alters- und Pflegeheim erhält eine Vergitte-
rung der Kellerfenſter, wozu 10 000 Mark aus dem gemein

Dispoſitionsfonds 1919 bewilligt werden. Für dieſes
Waſtitut werden gleichfalls 272 600 Mark nachbewilligt. Hierzu

Stadtv. Manſchewsky (Dem.) aus, man möge bei
Rachbewilligungen ſteis erneut die Notwendigkeit derartiger An

nachprüfen. Die Vorlage wird genehmigt.
Sodann berichtet Stadtv. Minner (Dem.) über die Nutz

darmachung der noch verfügbaren Räume im Leihamts-
gebäude zu Amtszimmern für die ſtädtiſche Verwaltung.
de Ausführung dieſes Umbaues erſcheint beſonders deshalb
h angebracht, weil durch die damit ermöglichte Unterbringung
von Verwaltungen, die bisher in Privathäuſern eingemietet
waren in dieſen eine größere Anzahl Familienwohnungen frei
gemacht würden. Für die Unterbringung kommen in Betracht
das Le dnungerPrafungsamt, Wohnungsamt, Arbeitsamt oder
Schulbüro. Koſtenvoranſ-hlag in Höhe von 115 000 Mark,
welcher dem Fonds für Einrichtungen von Kleinwohnungen zu
entnehmen iſt, findet ſeitens der Verſammlung Annahme

Die Einwohnerwehr-Debatte.
Die Stadtverordnetenverſammlung wird erſucht, nachſtehen-

n nDie hieſige Einwohnerwehr t ihre Mitglieder gegen Un
h und Haftpflicht auf Grund des vorgelegten Meri
wrüſhert und dar

der Reichsverſorgungsanſtalt für Einwolmeorwehren
4000 Mark Prämie vegahlt.

Gelegentlich der Märzunruhen hat ſie laut Verluſtliſte
4 Todesfälle und 14 Fälle von Verwundungen darunter
2 ſchwere erlitten. Hierfür hat die Reichsverſorgungsanſtalt
bereits in 7 Fällen Entſchädigungen von zuſammen 15 380 Mark

Die Höhe der Geſamtentſchädigung wird auf 30 000
is 40 000 Mark geſchätzt.

Jn gleicher Höhe dürfte die Stadtgemeinde auf Grund der
beſchloſſenen Selbſtverſicherung Entſchädigungen zu leiſten haben.
Es iſt daher von außerordentlichem Vorteil für die Stadt-
gemeinde, wenn ſie durch Zahlung der Prämie von 4000 Mark die
Ablöſung der durch Selbſtverſicherung übernommenen Verpflich
tung zur Entſchädigung der vorliegenden Unfälle erreicht. Vor
ausſetzung iſt ſelbſtverſtändlich, daß ſich die Einwohnerwehr mit
dieſer Regelung für abgefunden erklärt.

Anläßlich dieſer Vorlage ſtellt Stadtv. Hildebrandt
(U. S. P.) die Anfragen: Wer hat dieſe Verſicherung eigentlich
abgeſchloſſen Was wird eigentlich geſpielt? Stadtv. Balke
(Dem.) weiſt auf die Verpflichtung der Stadt hin, Erſatz für die
Schäden zu leiſten. Uebernimmt ſie die abgeſchloſſene Verſiche
rung, ſo ſchlägt ſie den billigſten Weg ein. Stadtv. Hilde-
brandt (U. S. P.) verſteht die Sache trotzdem noch nicht. Nach
ſeiner Meinung iſt die Stadt auch verpflichtet, an die Geſchädig
ten Entſchädigung zu zahlen, welche nicht in der Einwohnerwehr
waren und bei „Mordbuben“ im Stahlhelm. Stadtv.Keil (Dem.) rügt den Ausdruck, der ſich gegen Mitglieder der
mung und Abweſende riſhtet, die ſich nicht verteidigen

en.
Stadto. Hildebrandt (UA. S. P.) fährt fort: Die Herren

von der Einwohnerwehr haben ſich außerhalb des Geſetzes geſtellt.
In der amtlichen Broſchüre des Garniſonkommandos ſteht zu
leſen: Die Einwohnerwehr wurde einberufen und bildete eine
erfolgreiche Stütze der Reichswehr. Der damalige Wehrkreis
kommandeur äußerte ſich dahin, daß auch die Bürgerwehr hinter
dem neuen Kommandanten der Reichswehr, von Lüttwitz, ſtände.
Es waren alſo Rebellen und Hochverräter.

Der Redner verſucht dieſe Sätze durch längere Vorleſungen
aus der erwähnten Broſchüre zu bekräftigen. Stadtv. Keil
(Dem.): Sie können doch hier nicht die ganze Broſchüre vor
leſen Doch Stadtv. Hildebrandt fährt fort: Bei der Beerdi-
gung der gefallenen Soldaten hat der Paſtor daran gezweifelt,
ob Halleſche Bürger es wert wären, daß deutſche Soldaten ihr
Leben für ſie gelaſſen. Und dann mit gehobener Stimme: „Wir
wollen uns merken, was dieſer Pfaffe geſagt
hat!“ Bürgermeiſler Se del: Die Einwolm r ſtellte
ſich ſofort auf den Boden der Verfaſſung. (Lachen bei den Un
abhängigen.)

Stadtv. Bowitzky (U. S. P.): Eine große Anzahl der
mehrheits ſozialiſtiſchen Mitglieder der Einwohnerwehr legte die
Waffen nieder, als ſie von ihrem Mißbrauche erfuhren, die an
deren brannten nur darauf, der Arbeiterſchaft eins auszuwiſchen.
Eigentlich ſoll ja die Einwohnerwehr aufgelöſt ſein, doch die Ar
beiterſchaft iſt auf dem Poſten, wehe dann denjenigen, die von
dem geſiſherten Standpunkt ded Panzerautos auf Frauen und
Kinder r en haben. Sie werden ſehen, daß die Arbeiter
ſchaft mit dem gleichen Willen den Kampf aufnehmen wird.

Stadtv. Keil (Dem.) erinnert daran, daß es ſich hier nur
um eine Zeit- und Zweckmäßigkeitsfrage handelt. Er erwähnt
den Aufruf des „Volksblatts“ aus den letzten Märztagen, welcher
die Aufforderung enthielt, gegen die „fluchwürdige“ Regierung
Ebert-Noske zu kämpfen. Stadtv. Balke (Dem.) bittet die
Redner um Mäßigung und beſtätigt das Vorgehen in den U. S. P.
Verſammlungen gegen eine Regierung Ebert-Noske. Er vät zu
einer Bewilligung der vorgeſchlagenen 4000 Mark aus Zweck-
mäßigkeitsgründen.

Stadtv. Albrecht (U. S. P.): Gegen den Willen meiner
Fraktion wurde die Einwohnerwehr geſchaffen, nun verſucht man
in echt kapitaliſtiſchem Sinne, ſo billig wie nröglich davongzu
kommen.

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird eingebracht und
genügend unterſtützt.
Frau Krüger (U. S. P.) und Stadtv. Hildebrandt (U. S. P.). Jn
der darauf folgenden Abſtimmung wird der Antrag abgelehnt.

Stadtv. Minner (Dem.): Die Halleſche Bürgerſchaft iſt
durch verleumderiſche Hetze ins andere Lager getrieben worden
und wir Demokraten haben feſtſtellen müſſen, daß das Volk noch
nicht reif iſt. (Zwiſchenruf: Das hat mit der Einwohnerwehr
nichts zu tun.) Jedenfalls ſoviel als die Broſchüre des Herrn
Hildebrandt. Der KappPutſch iſt der tiefere Grund. Aber wer
im Glashaus ſitzt, ſoll nicht mit Steinen werfen. Meine Herren
von Links, halten Sie ſich denn an Verfügungen Wie ſteht es
denn mit Jhrem Arbeiterrat? Jſt der etwa auch aufgelöſt? Wir
haben die Bürgerſchaft zu ſchützen und vor unnötig großen Aus
gaben zu bewahren. Wer die Urſache der Erſchaffung der Ein-
wohnerwehr war, wird bezahlen müſſen. Sie (nach links) ſtehen
dauernd in einer unfruchtbaren Oppoſition. Es zeigt ſich, daß
Jhre Theorien immer verſagten und zuſammenbrachen. Sorgen
Sie doch dafür, daß dieſes ewige Mißverſtehen und die Klaſſen
gegenſätze verſchwinden.

Frau Krüger (U. S. P.): Wir haben zahlreiche Verletzte,
um die ſich niemand kümmert außer meiner Partei. Zwei Drittel
von ihnen haben Zufallstreffer. Jm Namen derer möchte ich
anfragen, was man für Mittel für ſie hat.

Der Betrag von 4000Stadtv. Hildebrandt (U. S. P.):
Mark bereits von der Zentrale der Reichswehr bezahlt und
die Stadt ſoll ihr dieſen Betrag zurückerſtatten. Der vom Stadtv.
Keil erwähnte Aufruf ſtand nicht im „Volksblatt“, ſondern in
dem „Mitteilungsblatt“, das von Redakteuren der „Sagale-
Zeitung“, der „Volksſtimme“ und des „Volksblattes“ unter
n war. Jch als Leiter des hieſigen Unabhängigen Sozial

mokratiſchen Vereins habe in der fraglichen Zeit keinen Auf
ruf erlaſſen! Niemals iſt von uns aus ein derartiger Aufruf
ergangen. Jch habe es nicht getan! Das muß Jhnen wohl ge
nüoen. Wir ſollen die Klaſſengegenſätze aus der Welt ſchaffen?
Das kann ich nicht verſtehen;

der Klaſſenkampf war immer die Aufgabe der
Sozialdemokratie.

Sie als Vertreter der beſitzenden Klaſſen zwingen uns, dieſe
Klaſſen zu beſeitigen.

Stadtv. Keil (Dem.): Ein Eremplar des Aufrufs wurde
mir von einem Mitglied der Ungbhängigen Sozialdemokratiſchen
Fraktion übergeben. (Herr Hildebrandt ſieht ſich erſtaunt um.
Zurufe: Von wem denn?) Er ſtand in einem Mitteilungsblatt,
welches nicht von den beſagten Herren Redakteuren unterzeichnet
war, ſondern welches das „Volksblatt“ herausgab.

Stadtv. Bock (U. S. P.): Der Aufruf war uns von der
Berliner en re der U. S. P. zugegangen und wurde an
fangs auszugsweiſe, ſpäter im Wortlaut wiedergegeben. Aller
dings kam er zu ſpät nach Halle. Stadtv. Müller (Mehr-
heitsſozialiſt Der U. S. P. war anſcheinend mehr daran ge

legen, die alte Regierung Ebert-Noske-Bauer zu ſtürzen, als die
neue Reichsregierung zu bekämpfen. Das Wirtſchaftsleben war
dauernd bedroht und es war zu Plünderungen gekommen. (Zu-
ruf: Aber nicht zu Menchelmord.) Aus dieſem Grunde wurde
die Einwohnerwehr geſchaffen. Wir haben das Prinzip grhabt,
die Einwohnerwehr auf breiteſter Grundlage zu geſtalten, Sie

Als Redner gegen dieſen Antrag ſprechen

m

ſtnd, kommen auch auf Jhr Konto. Die Stadt wird ſich um das
Bezahlen der Verſicherung nicht drücken können.

Stadtv. Herold (Deutſchnat.) ſtellt Antrag auf Schluß
der Debatte. Der Antrag wird zwar genügend unterſtützt, die
Abſtimmung ergibt jedoch Weiterführung der Debatte.

Stadv. Bowitzky (U. S. P.) führt an, daß Bürgermeiſter
Seydel auch Mitglied der Einwohnerwehr geweſen ſei und
knüpft hieran die Frage, ob dies auch heute noch zutrifft. Er
erklärt dann weiter, daß er ein genaues Verzeichnis von den
Leuten habe, die noch im Beſitz von Waffen ſeien, und daß ſeine
Genoſſen alle die Schlupfwinkel der Reaktion wüßten, um ſich
im gegebenen Augenblick die Waffen wiederzuholen. Er ſtellt
ſich der Polizei zur Verfügung bei derartigen Hausſuchungen.

Bürgermeiſter Seydel erklärt, daß er nach dem Rücktritt
von Oberbürgermeiſter Rive ſich an der Einwohnerwehr nicht
mehr beteiligt habe und nach Kenntnisnahme der Verordnung
des Oberpräſidenten Hörſing von jener nichts wieder vernom
men habe.

Stadtv. Dürrfeld (Mehrheitsſoz.) ſtellt den Antrag, die
Vorlage an den Magiſtrat zurückzuweiſen. Nachdem noch
mehrere Redner in dex Angelegenheit das Wort ergriffen haben
und Stadtv. Dürrfeld ſeinen Antrag zurückgezogen hat, wird
gegen die Stimmen der Linken die Magiſtratsvorlage ange
nommen. Beitrag für Fernſprechanſchlüſſe.

Nach dem Geſetz betr. Telegraphen- und Fernſprechgebühren
vom 6. Mai 1920 haben die Fernſprechteilnehmer zum Ausbau
des Fernſprechnetzes einen einmaligen Beitrag von 1000 M. für
jeden Hauptanſchlu und von 200 Mark für jeden
Nebenanſchluß zu leiſten; die Zahlung des Beitrags iſt
Vorbedingung für die Belaſſung der beſtehenden und die Her-
ſtellung neuer Anſchlüſſe. Die Zahlung des Beitrags
kann einmalig oder, wo das wirtſchaftliche Bedürfnis vorliegt, in
vrierteljährlichen Raten von 250 Mark erfolgen. Jn beſonderen
Fällen bleibt dem Reichspoſtminiſter vorbehalten, die Zahlung
auf einen längeren Zeitraum auszudehnen. Der Beitrag wird
von dem auf die Einzahlung folgenden Monat ab mit 4 Prozent
verzinſt und dem Teilnehmer bei Aufhebung des Anſchluſſes
zurückgezahlt.

Das Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1920 in Kraft. Jeder Fern-
ſprechteilnehmer iſt berechtigt, ſeinen Anſchluß bis 15. Juni
1920 zum 80. Juni 1920 zu kündigen. Der ein-
malige Beitrag iſt bei Anſchlüſſen, die bis zum 1., Oktober 1920
aufgehoben werden, nicht zu entrichten.

Jn Lor ſtädtiſchen Verwaltung einſchließlich der Betriebs-
werke und der Außendienſtſtellen ſind 98 Hauptanſchlüſſe und
290 Nebenanſchlüſſe vorhanden. Der einmalige Beitrag berech-
net ſich auf 98 X 1000 98 000 M. und 290 X 200 58 000 -M.,
zuſammen 156 000 M.

Der Magiſtrat hat beſchloſſen, von der Kündigung von
Haupt und Nebenanſchlüſſen der ſtädtiſchen Dienſtſtellen an das
Fernſprechnetz keinen Gebrauch zu machen und die einmaligen
Beiträge zum Ausbau des Fernſprechnetzes an die Reichspoſt
und Telegraphen- Verwaltung in Höhe von rund 156 000 M. aus
dem Subſtanzgelderfonds zu bewilligen.

Die Verſammlung beſchließt in dieſem Sinne.
Dem Weichenſteller Haring wird ein jährliches Ruhegeld

von 3099,60 Mark bewilligt, desgleichen den Steuererhebern und
Vollziehungsbeamten im Steuererheberdienſt eine einmalige
Entſchädigung von 500 Mark für die ſtändigen Beamten
und 300 Mark für die Aushilfen. Die Geſamtkoſten in Höhe von
14 900 Mark werden aus Kapitel XXIV, 14 entnommen.

Für Neubeſchaffungen als Ergänzung vorhandener Be-
triebseinrichtungen werden für das ſtädtiſche Gaswerk550 000 Mark, für das ſtädtiſche Waſſerwerk 500 000
Mark bewilligt, die zum größten Teil aus Anleihemitteln gedeckt
werden ſollen.

Dem Beſchluß des Magiſtrats, anläßlich des 70. Geburtstages
des Geh. Medizinalrats Prof. Dr. Roux 10 000 Mark aus dem
I rri r Dispoſitionsfonds für eine Wilhelm Rour-

tiftung der Stadt Halle“ bereitzuſtellen, tritt die Ver
ſammlung bei, desgleichen dem Antrag auf einen Zuſchuß von
4900 Mark für das Städtiſche Arbeitsamt.

Das Geſuch des Ortsvereins für das mittlere Schulweſen um
Zahlung von Unterſchiedsbeträgen und Teuerungsbezügen wird
abgelehnt. Jm Anſchluß hieran führt Stadtrat Wur m aus, daß
die wirtſchaftliche Lage der ſtädtiſchen Beamten recht
ſchlecht ſei und daß mit Rückſicht hierauf die erſt am 1. Juli
fälligen Gehälter bereits in den nächſten Ta-
gen zur Auszahlung gelangen werden. Jm übrigenwerde ſich die Stadt Halle in der Beſoldungsfrage eng an die
Preußiſche Beamten-Beſoldungs-Vorlage anſchließen, die jetzt
erſchienen ſei. t

Keine Teilung des Städtiſchen Wohnungsamtes.
Der Bund Deutſcher Architekten, Landesbezirk Sachſen

Anhalt, ſtellt den Antrag, für die techniſche Abteilung des
Städtiſchen Wohnungsamtes einen Vorſteher aus den ihm ange
hörigen Kreiſen der frei ſchaffenden Architekten zu wählen.

Der Antrag wird vom Stadtv. Roediger (Deutſchnational)
und Stadtv. Minner (Dem.) unterſtützt. Bei der ſich über
dieſen Punkt entſpinnenden Debatte kommt faſt übereinſtim-
mend die Anſicht zum Ausdruck, daß eine Teilung des Städti-
ſchen Wohnungsamtes zurzeit nicht möglich ſei. Stadtv.
Minner (Dem.) beantragt, den Antrag auf Teilung des
Wohungsamtes dem Magiſtrat zur Erledigung zu überweiſen,
bei der Beſetzung der Stelle eines Leiters der techniſchen Abtei-
lung aber keine neue Stelle zu ſchaffen, ſondern ſie mit einem
der bereits angeſtellten Beamten zu beſetzen. Die Verſammlung
beſchließt, von einer Teilung des Wohnungsamtes ahbzuſehen,
im übrigen wird der Antrag Minner angenommen.

Die Preſſe ſtellt hierauf gegen 72 Uhr ihre Tätigkeit ein

Vortragskalender
des Deutſchnationalen Volksvereins

Halle und Saalkreis.
Am Dienstag, 15. Juni, abends 84 Uhr Kommunal-

politiſche Abteilung im Hotel „Kaiſer Wilhelm“, Bern-
burgerſtraße. Tagesordnung: 1. Der Fall Rive; 2. die Ver
gewaltigung der chriſtlich- nationalen Arbeiter bei den Tarif-
abſchlüſſen des Magiſtrats; 8. Sozialiſierung des Hausbeſitzes;
S bahnforgen; 5. das ſtädtiſche Wohnungsamt und ſeine

ätigkeit.
Am Sonnabend, 19. Juni, von nachmittags 335 bis 10 Uhr

Sonnenwendfeier auf der Peißnitz für Jugendliche und
Erwachſene. Konzert, Volkstänze, Spiele, Fackelzug. Junge
Mädchen (nicht unter 15 Jahren), die an den Tänzen teilnehmen
wollen, werden gebeten, am Dienstag, den 15. Juni, abends um
835 Uhr Martinsberg 21 zur Uebung zu erſcheinen.

Einlaßkarten vom Montag abend ab nur in der Geſchäfts
ſtelle zu haben. Einlaß für Wahlhelfer, Mitglieder und ein
geführte Gäſte frei.
S Am h r Juni, abends um 83 Uhr im „Neumarkt

ützenhaus“ außerordentliche Hauptverſammlung.Am Dienstag, 22. e nachmittags m W Uhr Dis
ſah r ſammenkunft der deutſchnationalen Frauen, Jentſch-

raße 11.
Am Dienstag, 13. Juli, abends um 8 Uhr Thaliaſaal: Prof.

Freiherr v. Freytagh-Loringhoven.

u der U. S. P.) haben das nicht gewollt und haben ſo den Kapp-
Putſch unmittelbar hanbeigeführt. Die Opfsr, die da gefallen gob

Regelmäßige Verſammlungsbeſucher können in der Geſchäfts
e Promenade 10, Dauerbeſtellung für feſto Plätze vor

n.
Parteimtitglieder, die an Werbeplakate in ſhren Räumene Läden, vhelſe er) 5 ollen, werdenteten, ihre Anſchrifi der l



Halle uns Umgebung
Halle 15. Zuni.

Tagung der revolutionären Betriebsräte
Mitteldeutſchlands in Halle

Am Sonnabend und Sonntag fand in Halle eine Konferenz
der revolutionären Betriebsräte Mitteldeutſchlands ſtatt, an der
über 800 Delegierte aus allen Revieren des Wirtſchaftsbezirts
HalleLeipzig, ſowie Vertreter aus Berlin, Hamburg, Dresden,
Thüringen und Süddeutſchland ieilnahmen.
Bereits am Sonnabend beſchäftigte ſich eine Konferenz der
Spitzenorganiſationen der wirtſchaftlichen Räteorganiſation und der
freien Gewerkſchaftsleitungen, an der im ganzen 133 Vertreter
teilnahmen, mit der Frage, wie ſich das Verhältnis zwiſchen
ſelbſtändiger Betriebsräteorganiſation und Gewerkſchaften in Zu
kunft geſtalten ſoll. Jn dieſer Konferenz hielten die Genoſſen
Däumig und Malzahn-Berlin die zur „Belehrung“ dienenden
Vorträge, in welchen ſie betonten, daß der Kampf nicht den Ge
werkſchaften gelte, ſondern nur den wirtſchaftsfriedlichen Ten-
denzen der meiſten Gewerkſchaftsinſtanzen. Alle Teilnehmer
dieſer Konferenz ſcheinen doch nicht von der revolutionären Räte-organiſation peſricßige zu ſein, denn eine Anzahl enthielten ſich

der Stimme bei der Abſtimmung über die folgende Entſchließung:
Die am Sonnabend in Halle tagende Konferenz der Vertre

ter der Organiſationen und Begzirksleitungen ſowie der Spitzen-
organiſationen der WRO. begrüßt es, daß ganz in Uebereinſtim-
mung mit den bisher in unſerer Rätebewegung vertretenen Be
ftrebungen für die Berliner Arbeiterſchaft eine Form der Zu-
ſammenabeit der Betriebsräte und der Gewerkſchaften gefunden
iſt. Sie verpflichtet ſich, nach den Grundſätzen des Berliner
Entwurfs die Räteorganiſation auszubauen und in engſter Ee-
meinſchaft mit den Gewerkſchaften, die ſich zum revolutionären
Klaſſenkampf bekennen, zu arbeiten. Die Konferenz erkennt die
Richtlinien des Gewerkſchaftsbundes, die nur dazu angetan ſind,
die Betriebsräte zu Werkzeugen der Arbeits gemeinſchaft zu
machen, nicht an. Sie verpflichtet ſich, den ſchärfſten Kampf
gegen die Politik der Arbeitsgemeinſchaften zu führen, dagegen
die Einheitsfront und die Kampfkraft der Hand und Kopfarbeiter
durch die Schaffung der Räteorganiſation und der Jnduſtrie-
verbände zu ſtärken. Die proviſoriſche Reichsgentrale der Be
triebsräte, die ſeitens der Berliner Genoſſen geſchaffen iſt. wird
als ſolche anerkannt mit der Aufgabe, ſchleunigſt einen Reichs
kongreß der BVetriebsräte zuſammenzubringen.

Jn der Sitzung am Sonntag erſtattete der Geſchäftsführende
Ausſchuß Bericht über den Aufbau und über die Tätigkeit der
Betriebsräte im Bezirk, woraus zu entnehmen war, daß der
Bezirk Mitteldeutſchland in der Rätebewegung einer der am
weiteſten fortgeſchrittenen in Deutſchland iſt. Deshalb ſei auch
das mitteldeutſche Proletariat gewillt, das Räteſyſtem nicht nach
dem Buchſtaben des Betriebsrätegeſetzes, ſondern in revolutio-
när-fogialiſtiſchem Sinne zu verwirklichen. Redakteur
Koenen hielt ein Referat über Wirtſchaftslage und Prole-
tarigt, in dem er nachzuweiſen verſuchte, daß die Verhältniſſe
auf den verſchiedenſten Gebieten der Produktion äußerſt ver-
worren ſind. Nur Sozialismus kann das Proletariat vor der
Verelendung retten und hierbei müſſen die Betriebsräte kräftig
mithelfen. Hieran anſchließend ſprach Redakteur Däumig-
Berlin über die Aufgaben und Weſen der Betriebsräte. Er be-
zeichnete die Betriebsräte als Pioniere der Revolution, ſie ſeien
keine Nachtwächter und Kontrolleure der kapitaliſtiſchen Produk-
tionsweiſe. Die Berufsgewerkſchaften müſſen in Jnduſtriever-
bände umgewandelt werden. Das geſamte ausländiſche Prole-
tarigt verfolgt die deutſche Rätebewegung mit dem größten
Jutereſſe. Malzahn Berlin verbreitete ſich alsdann noch über
Organiſationsfragen. Er gab allerlei Fingerzeige und Richt
linien über den Aufbau der Räteorganiſation. Vor allen Din-
gen iſt energiſches und zähes Vorgehen gegen das Unternehmer-
tum am Platze, Räteſchulen und Rätezeitungen müſſen geſchaffen
werden. Zunächſt ſoll eine proviſoriſche Zentrale für das Reich
gebildet werden, die ſich zuſammenſetzt aus zwei Vertretern der
Berliner Gewerkſchaftskommiſſion, zwei Vertretern der U. S. P.,
zwei Vertretern der S. P. D und einem Vertreter der K. P. D.
Der Reichsvätekongreß ſoll ſpäteſtens Ende Juli einberufen wer
den. Der Kongreß wird das Gegengewicht darſtellen gegen das
bürgerliche Parlament

Das Statut für die Wirtſchaftliche Räteorganiſation des
Wirtſchaftsbezirks Halle- Leipzig ſowie die Richtlinien der Groß
Berliner Betriebsrätezentrale wurden als Grundlage für die
weitere Arbeit mit wenigen Stimmenthaltungen angenommen.
Außerdem wurde eine Entſchließung angenommen, die ſich gegen
die Erdroſſelung Sowjet Rußlands richtet und alle Arbeiter auf
fordert, jede Unterſtützung der Transporte für die Weißen
Varden zu verhindern

Der Bezirksarbeiterrat gegen die Auflöſung der Arbeiterräte,
Die am Sonntag nach Halle einberufene Sitzung des Be

zirksArbeiterrates ſowie die Vertreter der Kreis und Kommu-
nalen Arbeiterräte beſchäftigte ſich mit der Verordnung des Ober
präſidenten Hörſing vom 18. Mai, der die Kommunal-, Kreis
und VegzirksArbeiterräte für aufgelöſt erklärt. Die Rätevertre-
ter erhoben den ſchärfſten Proteſt gegen dieſen Erlaß und er
klärten, daß rn ſind, die ihnen vom klaſſenbewußten
Proletariat rtragenen Rechte weiter zu behaupten und die
ihnen von der ſchein ſozialiſtiſchen Regierung genommenen Rechte
ſich neu zu pfen.

r

Stadtgymnaſium. Im Schuljahre 1919 (April 1919 bis
März 1920) wandten ſich die Abiturienten des Stadtghymnaſiums
und desKriegsteilnehmerſonderlehrgangs, ſoweit feſtellngaben vor
liegen, folgenden Berufen zu: Theologie 7, Rechtswiſſenſchaft 14,
Volkswirtſchaft 5, Medizin 9, Tierheilkunde 2, Zahnheilkunde 9,
Pharmazie 8 (Nichtabiturienten), Deutſche Philologie 1, Neuere
Philologie 3, Philologie und Theologie 1, Mathematik 2, Mathe-
matik und aturwiſſenſchaften 1, Naturwiſſenſchaften 2,
Chemie 10, Jngenieurwiſſenſchaften 8, Elektrotechnik 1 (Nicht-
Abiturient), Baufach 8, Bergbau 65, Forſtverwaltung 1, Garten
bau 1 (dazu 1 Nichtabiturient), Landwirtſchaft 11 (dazu 4 Nicht
abiturienten), Kaufmannſchaft 10 (dazu 9 Nichtabiturienten),
Buchhändler 2, Bankweſen 5 (dazu 2 Nichtabiturienten), Kunſt-
gewerbe 1 (RNichtabiturient), Zoll- und Steuerweſen 8, Eiſen
bahnweſen 1, Polizeiverwaltung 1, Muſik 1.

Kein Erſter Staatsanwalt mehr. Die neuen Amts
bezeichnungen der Juſtizbeamten ſind ſoeben vom Juſtiz
miniſter zur ſofortigen Einführung beſtimmt worden. Der
Erſte Staatsanwalt heißt jetzt Oberſtaatsanwalt. Der Ober
taatsanwalt nennt ſich Generalſtagatsanwalt, der bisherige
Direktor im Juſtizminiſterium heißt Miniſterialdirektor der
Unterſtagtsſekretär nunmehr Staatsſekretär. Der Geh. Juſtiz-
xat Geh. Oberjuſtizrat und vortragende Rat nennt ſich ſchlicht
Miniſterrat. Der Geheimratstitel wird nicht mehr
derliehen, kann aber weitergeführt werden, ebenſo wie der Ge
richteſekretär, Oberinſpektor, Amtsanwaltſchaftsrat, Rechnung

e Oberj Wirkliche Geheime Rat. Die Oberin
Geheime Juſtizrat, Geheime Oberjuſtizrat, Wirkliche Gein uſtizrat und rSei Gefängnifſen heißt Strafanſtaltsoberin, der Heroldsamts-

ſekretär und der tregiſtrator Juſtigoberſekretär.
Der Oberſtaatsanwaltsſekretär iſt Juſtizbüroinſpektor geworden,

herigen Titel Land und Amtsgerichtsrat ſind Amtsbezeichnun
gen geworden.

Wie kommen wir wieder zu erträglichen Preiſen? Durch
freie Wirtſchaft oder durch Zwangswirtſchaft? Von A. Hin ze.
Kommiſſionsverlag von A. W. Zickfeldt. Oſterwied-Harg 1920.
Preis 4 M. Ein Buch, das warme Vaterlandsliebe diktiert hat
und deſſen Jnhalt ſehr beachtenswert iſt. Der Verfaſſer iſt der
Meinung, daß wir durch geeignete Maßnahmen, die er eingehend
darlegt, ſehr wohl imſtande ſind, unſere landwirtſchaftliche Er
zeugung wieder ſo zu heben, daß eine Verbilligung der Lebens
r n dadurch ein Abbau der Preiſe in der Induſtrie ein-

eten kann.

Familien- Nachrichten
Geburten: Bergaſſeſſor Dr. Weber (Tochter). HeinriWerther (Tochter). v Sein
Verlobung: Melanie Rödel und Hermann Rapſilber.
Vermählung: Hermann Dockhorn und Margarete Rap

ſilber.
Todesfälle: Am 12. Juni Privatmann Oswald Vogel im

63. Lebensjahre. Am 11. Juni Zimmerpolier Fritz Uhlrich
im 57. Lebensjahre. Am 14. Juni Felix Rheins im 47. Le
bensjahre. Am 12. Juni Friedrich Otko im 29. Lebensjahre.

„H. 5.“ Sportberichte
Sußball-Bundestag

Zum 20. Male wurde in Gegenwart aller Landesverbände
die Tagung des Deutſchen Fußball-Bundes in Frankfurt a. M.
eröffnet. Es waren 7 Landesverbände mit 50 Stimmen vertre-
ten. Die neuen Satzungen ſollen mit aller Schärfe durchgeführt
werden. Jeder Fachverband ſoll 100 Grundſtimmen, für je
100 000 Mitglieder 100 Zuſatzſtimmen erhalten. Die Beitrags
pflicht beträgt für je 100 Stimmen 1000 Mark. Die Anſchluß
verbände ſollen nur einen Vertreter mit 50 Stimmen haben.

Zu der internationalen Frage hielt Profeſſor Hef-
ner ein ausführliches Referat. England iſt aus dem internatio-
nalen Verband ausgetreten, die Haltung von Belgien und Frank
reich ſei noch unbeſtimmt. Amerika hat erklärt, daß es bei dem
Verband bleibt. Die neutralen Staaten werden wahrſcheinlich
anläßlich der Olympiſchen Spiele in Antwerpen mit den alliier-
ten Verbänden zuſammenkommen. Der Deutſche Jußballbund
erkennt den internationalen Verband weiter an, lehnt aber jede
Aenderung oder Umſtimmung ſeitens Englands ab. Wenn aus-
ländiſche Spiele angeboten werden, werden dieſe angenommen.
Mit Oeſterreich ſpielt Deutſchland. Finnland hat

Deutſchland ein Spiel angeboten, anſchließend an die Antwerpe-
ner Spiele. Das Spiel wird wahrſcheinlich angenommen. Da
gegen iſt das Schweizer Spiel am 27. Juni ſehr fraglich
geworden, weil 21 welſche Verbände dagegen Einſpruch erhoben
haben. Die Berufsſpielerfrage wurde nicht gelöſt,
nachdem alle Verbände ſich mit allen Stimmen bei drei Stimm-
enthaltungen en die Einrichtung des Berufsſpielertums er-
klärt hatten. Der alte Bundesvorſtand wurde durch Zuruf ein
ſtimmig wiedergewählt, ſo daß Hin ze- Duisburg 1. Vorſitzen
der und Linnemann- Berlin 2. Vorſitzender wurden; zu
gewählt wurde Profeſſor Dr. Wagner-Jena. Spiele gegen
die Beſatzungsmannſchaften in den beſetzten Gebicten ſind nicht
erlaubt. Der nächſte Verbandstag findet 1921 auf Einladung in
Düſſeldorf ſtatt.

Bei den nationalen Wettkämpfen in Magdeburg errang
von der Leichtathletik- Abteilung der V. f. L. Halle 96 Schroe-
ter beim 100-Meter-Vorgabelaufen mit 11,2 Sek. den erſten

S

Platz, im Weitſprung mit 6,80 Meter ebenfalls den erſten Platz.
Jm 400-Meter-Mallauf belegte Jahnke den zweiten Platz. Jm
100-Meter-Mallauf für Damen war Frl. Schulz die zweite
Siegerin.

Volkswivlſchaſt
Abdruck der mit einem verſehenen Originak- Artikel und Originak- Meldungen des
volke wirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Queſenangabe Halleſche Zeitung geſtatt e

Induſtrie, Handel, Hancwerk
Garnbörſe zu Leipzig. Die Garnbörſe war trotz der füllen

Geſchäftslage außerordentlich gut beſucht. Die Umſätze be
wegten ſich in ſehr engen Grenzen. Die Notierungen ſchwankten
je nach Qualität ſtark. Für prima amerikaniſche Strumpfceps
bewegten ſich die Forderungen zwiſchen 70 und 80 Mark per
Kilo, für prima amerikaniſche Webgarne zwiſchen 60 und
70 Mk per Kilo; Makko-Feingarne, Baſis 80, gekämmt, notierten
ca. 280 Mk. per Kilo. Die nächſte Garnbörſe findet am
10. September ſtatt.

Scharfer Rückgang des Silberpreiſes Die rückgängige
Bewegung des Silberpreiſes, die Anfang Mai mit einem ſtar-
ken Preierüdgang einſetzte, mmmt ihren Fortgang. Während
der letzten acht Tage iſt die Silbernotierung in London um
micht weniger als 11 d auf 45,63 d für die Unze (31,55 Gramm
herabgeſetzt worden. Jndiens und Chinas Nachfrage hat, nach-
dem dieſe Länder lange als Käufer großer Mengen in London
aufgetreten waren, ſtark nachgelaſſen. Der Kontinent hingegen,
der vor dem Kriege faſt nur Silberkäufer geweſen war, bringt
nun infolge der Demonetiſierung der Silbermünzen beteächt-
lche Mengen eingeſchmolzenen Münzmetalls auf den Markt.
Dieſe beiden Umſtände wirken fortgeſetzt preisdrückend.

Ermäßigung der Nietenpreiſe. Der Verein deutſcher
Nietenfabrikanten hat die Gewichtspreiſe für Kupfer
und Meſſingnieten von 48,50——46,50 M. auf 42--40 M pro
Kilogramm und den Aufſchlag auf die Stückpreiſe von 900 auf
600 Prozent ermäßigt.

Die Deutſchen Eiſenwerke haben die Ausfuhrpreiſe
für Draht und Drahtfabrikate nach Holland wie
folgt feſtgeſetzt: gezogener Draht 33 Gulden, verzinkter Draht
4) Gulden, Drahtſtifte 38 Gulden für 100 kg ab deutſche Ver-
ſandſtation bei Abnahme in Mengen von mindeſtens 19 Tonnen

Jn der ſächſiſchen Textilinduſtrie, vor allem in der Web-
warenbranche von Hohenſtein-Ernſtthal tritt die wirtſchaft
liche Kriſis ſtark hervor. Eine Anzahl von Fabriken arbeitet
nur noch 16—-30 Stunden. Auch ſind Arbeiterentlaſſungen er-
folgt. Die heiminduſtrielle Handweberei liegt faſt ganz ſtill.
Die Zahl der Arbeitsloſen ſteigt erheblich.

Zur Aufhebung der Zwangswirtſchaft. Der Vorſtand der
Fachgruppe der Oel- und Fettinduſtrie beim Reichsverband der
deutſchen Jnduſtrien warnt vor der beabſichtigten ſofortigen
Aufhebung der Zwangswirtſchaft. Wohl hätten ſich die Verhält
niſſe zweifellos ſo weit geändert, daß an eine Beſeitigung der
Zwangswirtſchaft gedacht werden könne „Sie dürfe aber nicht
plötzlich und unvorbereitet erfolgen, denn eine unvermittelte
Aufhebung der Zwangswirtſchaft bedeute eine große Gefahr
für die Fettverſorgung der deutſchen Bevölkerung und für die
weitere Beſchäftigungsmöglichkeit der ſämtlichen Jnduſtricn des
Oel- und Fettgebietes Vor der Entſcheidung über irgendwelche
Maßnahmen müßten eingehende Verhandlungen mit allen be
teiligten Kreiſen gepflogen werden.

Aktiengeſellſchaften
Elitewerk Akt.Geſ. in Brand. Die außerordentliche Haupt

verſammlung beſchloß die Erhöhung des Aktienkapitals um 4
auf 8 Mill. Mark. Die jungen, vom 1. April ab dividenden
berechtigten Aktien werden den Aktionären zum Kurſe von 110
v. H im Verhältnis von 1:1 angeboten. Die Verwaltung
teilte mit, daß ſie hoffe, auch auf das erhöhte Aktienkapital eine

e

Liebermann Nachf, Akt.Geſ. in Falkenau. Die G
verſammlung dieſer zum Konzern der Tüllfabrik Flöſchloß die Erhöhung des Afhörende Geſellſchaft be
kapitals um 1 auf 6 Mill. M.

StraſfenEiſenbahnGefellſchaft in Braunſchweig
nerolrerſammlung genehmigte
nach der geſamte Ueberſchuß.
Die Direktion teite mit, daß

hoffen ſei.
Die Phönix A.G.

ſchlägt 8 (5) Proz. Dividende
801 679 M. (768 641 M.

Die Amme,
Braunſchweig weiſt für
Mark) Vortrag 2,84 M. (2,08) Mill. n nachMark (609 000 M.) Abſchreibungen 1,05 Mill.
Reingewinn aus, woraus wieder 15 Proz. Dividende v
gen werden bei 249 000 M. Vortrag. Nach dem Bericht

Gieſecke u. Konegen, Maſchinenfabri

die Verwaltungevorſhiag

von 42 ſag M vorgetcagen
olgeder in

für Braunkohlenverwertung
vor,

1919 einſchl. 217 000

allem infolge der Aufhebung der Akkordarbeit die Arbeit
außerordentlich zurück. Die Aufträge namentlich aus de
lande konnten nicht alle rechtzeitig ausgeführt werd
Auftragsbeſtand war beim Jahresſchluß weſentli
e Jn der Bilanz erſcheinenſtände mit 11,4 (4) Mill., Debitoren mit

als bei Beginn des Jahres.

Kreditoren mit 28,6 (7,6) Mill.
Aktien Zuckerfabrik Hannover-Linden. Bei

22. Juli ſtattfindenden Generalverſammlung wird beantr
ellſchaft beſtmöglichſt

auch die Grundſtücke zu verpachten.
Aktiven der Geſ

Geſellſchaft geändert werden.

Börſenſtimmungsbild. Die
ließ die Börſe in Zurückhaktung verharren.
war anfangs unregelmäß ig.Zuſammenhang mit dem Kngiehen der Diviſenkurſe.
ren Verlaufe machte ſich eine allgemeine Befeſtigung
als verlautete, daß der Zentrumsabgeordnete Trimbor
trag der Kabinettsbildung angenommen habe.
nahm das Geſchäft unter Führung von Phönixaktie
weilig gegen vorgeſtern eine Beſſerung von 16

lebhaftere Formen an.wieſen,
mann holten
Schiffahrtsaktienmarkt erholten
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Produktenbericht. Am Produktenmarkt gab Hafer bei ver
ſtärkter Verkaufsneigung und
Käufer nicht unweſentlich nach.
ſich das Geſchäft

Aenderung. Wetter: ſchön.

Auch für

keine

Hafernotierungen:Berlin, 14. Juni. Hnländiſcher Hafer, für 1000 kg in Mark

Wagen loko abAbladeſtationen 2500-2480 Mk. Ten
loko ab Speicher frei
ſofortige Abladung ab
denz: flau.

Bahn RM

recht fühlbarer Zurückhaltung der
zntlich für Hülſenfrüchte geſtaltete

e ſchwierig. Nur für Futterwaren
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